Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/743 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(18. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

— Drucksache V/390 — 


und den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes und 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung 

— Drucksache V/521 — 


A. Bericht des Abgeordneten Büttner 


I. Allgemeiner Teil 

Der Gesetzentwurf der Fraktion der SPD — 
Drucksache V/390 — ist anläßlich der Energiedebatte 
in der 30. Bundestagssitzung vom 16. März 1966, der 
Regierungsentwurf — Drucksache V/521 ■ — in der 
36. Bundestagssitzung vom 21. April 1966 in erster 
Beratung behandelt worden. Dem Ausschuß für 
Sozialpolitik, der die Gesetzentwürfe in fünf Sitzun- 
gen beraten hat, wurden die Gesetzentwürfe feder- 
führend überwiesen. Für den Regierungsentwurf 
waren der Ausschuß für Arbeit und der Ausschuß 
für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mitberatend. 
Dem Haushaltsausschuß sind die Vorlagen gemäß 
§ 96 GO überwiesen worden. 

II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 ; Änderung des Reichsknappschafts- 
gesetzes 

Zu § 48 

Der Ausschuß beschloß mit Mehrheit, den Antrag 
der SPD-Fraktion auf Änderung des § 48 Abs. 1 
Nr. 2 abzulehnen. Nach Meinung der Regierungs- 
parteien kann die mit diesem Antrag geforderte 


Herabsetzung der Altersgrenze für das Knapp- 
schaftsruhegeld auf das 55. Lebensjahr sozialpoli- 
tisch nicht vertreten werden, weil dieser im allge- 
meinen noch voll einsatzfähige Personenkreis im 
Falle einer Entlassung aus dem Bergbau eine Knapp- 
schaftsausgleichsleistung erhält, die ein Absinken 
seines Lebensstandards verhindert. Darüber hinaus 
würde nach Auffassung der Ausschußmehrheit die 
Herabsetzung der Altersgrenze eine bedenkliche 
Durchbrechung der traditionellen Altersgrenzen dar- 
stellen, deren präjudizierende Wirkung auf die 
übrigen Rentenversicherungszweige nicht ausge- 
schlossen werden könne. 

Demgegenüber machten die Sprecher der Fraktion 
der SPD geltend, daß die von ihnen geforderte Her- 
absetzung der Altersgrenze ihre Berechtigung in der 
hohen arbeits- und gesundheitlichen Belastung der 
Bergleute und der dadurch bedingten häufigen vor- 
zeitigen Berufsunfähigkeit, besonders auch durch 
die hohe Zahl der Silikose-Erkrankungen, habe. 

Zu § 98 a 

Die von der Fraktion der SPD beantragten Er- 
leichterungen der Anspruchsvoraussetzungen für 
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den Bezug der Knappschaftsausgleichsleistung wur- 
den vom Ausschuß mit Mehrheit abgelehnt. Auch 
bei verstärkten Rationalisierungs- oder Stillegungs- 
maßnahmen erscheint es der Mehrheit sozialpolitisch 
nicht vertretbar, die Altersgrenze von 55 Jahren 
herabzusetzen und die bisher geforderte knapp- 
schaftliche Versicherungszeit von 25 Jahren zu ver- 
kürzen. Durch die von der Bundesregierung, der 
Montan-Union und dem Lande Nordrhein-Westfalen 
gewährten Beihilfen werde es diesem, im allgemei- 
nen in der Erwerbsfähigkeit nicht beeinträchtigten 
Personenkreis möglich sein, auf dem übrigen 
Arbeitsmarkt einen seiner bisherigen Tätigkeit ent- 
sprechenden Arbeitsplatz zu finden. Aus den glei- 
chen Erwägungen wurde auch die vom Bundesrat 
vorgeschlagene Ergänzung des § 98 a von der Aus- 
schußmehrheit abgelehnt. 

Die Ausschußmitglieder der Fraktion der SPD 
hoben hervor, daß für die von ihrer Fraktion vorge- 
schlagenen Änderungen des § 98 a im wesentlichen 
konjunkturpolitische Erwägungen maßgebend ge- 
wesen seien. Der Übergang aus dem Bergbau in 
andere Berufszweige solle ohne Einkommensausfall 
ermöglicht werden. Dabei gehe es nur um die aus 
dem Bergbau wegen der Strukturkrise Entlassenen, 
die nur schwer oder nur in untergeordneter Tätig- 
keit in anderen Berufen Unterkommen könnten. 

In Übereinstimmung mit der Regierungsvorlage 
beschloß der Ausschuß, den bereits 55jährigen und 
älteren Bergleuten, die längere Jahre eine kräfte- 
verschleißende Tätigkeit oder gleichgestellte Tätig- 
keit verrichtet haben, die Knappschaftsausgleichs- 
leistung auch dann zu gewähren, wenn die Berg- 
leute auf ihren Antrag aus der knappschaftlich ver- 
sicherten Tätigkeit ausscheiden. 

Bei den Beratungen der Gesetzentwürfe forderte 
der Ausschuß für Sozialpolitik die Bundesregierung 
auf, ihm im Jahre 1970 eingehend darüber zu be- 
richten, wie sich die mit diesem Gesetz bewirkten 
Erleichterungen der Voraussetzungen für den Bezug 
der Knappschaftsausgleichsleistung ausgewirkt 
haben. 

Zu Artikel 2: Änderung des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung 

Der mitberatende Ausschuß für Arbeit konzen- 
trierte seine Beratungen im wesentlichen auf die 
beabsichtigten Änderungen des AVAVG. Im Hin- 
blick auf die Bergbaukrise bestand vom Beginn der 
Beratungen im Arbeitsausschuß an Einmütigkeit 
darüber, daß der Artikel 2 in der Fassung des Re- 
gierungsentwurfs zu billigen sei. Die wesentlichen 
Ziele dieses Artikels sind Änderungen des AVAVG 
dahin gehend, 

daß auch die arbeiislosenversicherungspflich- 
tige, aber beitragsfreie Beschäftigung knapp- 
schaftlich Versicherter zum Erwerb eines An- 
spruchs auf Arbeitslosengeld für die verlän- 
gerte Bezugsdauer von 39 oder 52 Wochen 
dienen kann, und 

daß durch die Ausdehnung der Dreijahresfrist 
des § 7 Abs. 2 Satz 1 AVAVG auf 3^/2 Jahre 
außerdem die Voraussetzungen erleichtert wer- 
den, unter denen ein Anspruch auf das 52 Wo- 


chen lang zu zahlende Arbeitslosengeld erwor- 
ben werden kann. 

j Während die zweite Änderung allen der Arbeits- 
losenversicherung Unterliegenden in gleicher Weise 
zugute kommen wird, dient die zuerst erwähnte 
Änderung nahezu ausschließlich dem Vorteil der 
im Bergbau Beschäftigten, und zwar dadurch, daß 
diesem Personenkreis Versicherungsmehrleistungen 
ohne entsprechende Beitragszahlungen, also auf 
Kosten aller übrigen Versicherten, gewährt werden 
sollen. 

Der Ausschuß für Arbeit hat sich wegen der be- 
sonderen Lage im Bergbau mit dieser systemwid- 
rigen Notlösung einverstanden erklärt. Er hält die 
insoweit von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Regelung jedoch nicht für analog anwendbar und 
betont ausdrücklich, daß er durch seine Zustimmung 
keinen Präzedenzfall haben schaffen wollen, auf den 
man sich bei künftigen Krisen in anderen Wirt- 
schaftszweigen berufen dürfe. 

Von den der Fraktion der CDU/CSU angehören- 
den Mitgliedern des Arbeitsausschusses wurde im 
Laufe der Beratungen ein Änderungs- sowie ein 
damit im Zusammenhang stehender Entschließungs- 
antrag eingebracht. Der Anstoß zu dem Änderungs- 
antrag ging von der Entschließung des Bundesrates 
aus, in der eine unverzügliche und angemessene 
Erhöhung der Leistungsbemessungsgrenze gefor- 
dert wird. Diesem Anliegen wollte der Änderungs- 
antrag durch eine dynamische Angleichung der seit 
1957 unverändert bei 750 DM liegenden Leistungs- 
j bemessungsgrenze an die jeweilige Beitragsbemes- 
I sungsgrenze in der Rentenversicherung Rechnung 
' tragen. Der Sinn des Entschließungsantrages war, 

I die Bundesregierung zu einer Überprüfung des 
Beitragssatzes in der Arbeitslosenversicherung an- 
zuregen, damit die durch die Anhebung der Lei- 
stungsbemessungsgrenze mitverursachten Beitrags- 
mehreinnahmen der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung nicht zu 
einer unnötigen Vergrößerung deren Rücklagen 
führe. 

Bei der Beratung des Änderungsantrages stellte 
sich heraus, daß noch eine zeitraubende Klärung 
von rechtlichen und gesetzestechnischen Fragen 
notwendig sein würde, um das Prinzip der Dynami- 
sierung in rechtsbeständiger und dennoch prak- 
tikabler Form im Gesetz zu verankern. Angesichts 
der Bergbaukrise, der schwierigen Lage in der 
Stahlindustrie und des Umstandes, daß gerade die 
im Montanbereich Beschäftigten wegen der 
Schwere ihrer Arbeit besonders hoch entlohnt 
werden und deshalb bei der Berechnung des ihnen 
zustehenden Arbeitslosengeldes von der 750-DM- 
Grenze aus ein spürbares Absinken ihres Lebens- 
standards zu erdulden hätten, glaubte der Ausschuß 
für Arbeit jedoch, die Anhebung der Leistungs- 
bemessungsgrenze nicht weiter hinausschieben zu 
dürfen. Er stimmte deshalb mit überwiegender 
Mehrheit Artikel 2 Nr. 3 bis 8 des Änderungs- 
antrages zu, nachdem dieser von den Antragstel- 
lern so umformuliert worden war, daß statt der 
dynamischen Anhebung nur noch die Anhebung 
auf die augenblickliche Beitragsbemessungsgrenze 
der Rentenversicherung von 1300 DM verlangt 
wurde. 
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Der Ausschuß für Sozialpolitik hat sich diesen 
Argumentationen des Ausschusses für Arbeit an- 
geschlossen und sowohl dem Regierungsentwurf 
(Artikel 2 Nr. 1 und 2) wie auch den die Erhöhung 
der Leistlings- und Beitragsbemessungsgrenze in 
der Arbeitslosenversicherung betreffenden, ergän- 
zenden Vorschlägen des Ausschusses für Arbeit 
(Artikel 2 Nr. 3 bis 8) zum AVAVG einmütig die 
Zustimmung gegeben. 

Zur Frage der Senkung der Beitragssätze in der 
Arbeitslosenversicherung hatte der Ausschuß für 
Arbeit folgenden Entwurf einer Entschließung vor- 
gelegt: 

Die Bundesregierung wird ersucht, den Bei- 
tragssatz in der Arbeitslosenversicherung er- 
neut zu überprüfen, damit die Erhöhung der 
Beitragsbemessungsgrenze in Verbindung mit 
den veränderten Leistungen keine unverhält- 
nismäßige Vergrößerung der Rücklagen bei 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung bewirkt. 

Auf Antrag der Mitglieder der Fraktion der FDP 
und der Fraktion der CDU/CSU hat der Ausschuß 
für Sozialpolitik jedoch beschlossen, der Entschlie- 
ßung folgenden Wortlaut zu geben; 

Die Bundesregierung wird ersucht, den Bei- 
tragssatz in der Arbeitslosenversicherung mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1966 so zu senken, 
daß die Erhöhung der Beitragsbemessungs- 
grenze in Verbindung mit den veränderten Lei- 
stungen keine Mehreinnahmen zur Vergröße- 
rung der Rücklagen bei der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung bewirkt. 

Zu Artikeln 3 bis 5; Übergangs- und Schluß Vor- 
schriften 

Diese Bestimmungen faßte der Ausschuß entspre- 
chend den Vorschlägen des Bundesrates und bil- 
ligte sie mit den durch die Anhebung der Leistungs- 
bemessungsgrenze notwendig gewordenen Ergän- 
zungen. Mit dem Inkrafttreten des Artikel 2 Nr. 3 
bis 8 am 1. Oktober 1966 wird den Krankenkassen 


ein angemessener Zeitraum zur Umstellung ihres 
Einzugsverfahrens eingeräumt. 

Der mitberatende Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen hat dem Gesetzentwurf in der 
Fassung der Beschlüsse der Ausschüsse für Sozial- 
politik und für Arbeit unverändert zugestimmt. 

IIL Finanzieller Teil 

Da Artikel 1 des Gesetzes aller Wahrscheinlich- 
keit nach nicht vor Ende Juli/Anfang August 1966 
in Kraft treten wird, könnte nach Auskunft der Ver- 
treter des Bundesministeriums für Arbeit und So- 
zialordnung maximal eine Mehrbelastung von 
22 Mio DM im Haushaltsjahr 1966 auf den Bund 
zukommen, wenn alle Leistungsberechtigten sofort 
mit Inkrafttreten des Gesetzes den Bergbau ver- 
lassen würden. Mit einer solchen Entwicklung kann 
jedoch nicht gerechnet werden. Der auf den Bund 
für das Haushaltsjahr 1966 zukommende Mehrauf- 
wand wird nach den Angaben der Vertreter des 
Bundesarbeitsministeriums daher auf Grund der 
bisherigen Erfahrungen innerhalb der Fehlergrenze 
des Bundeszuschusses für die knappschaftliche Ren- 
tenversicherung liegen. 

In den kommenden Jahren ist zwar mit höheren 
Ausgaben zu rechnen, deren Umfang jedoch im ein- 
zelnen nicht beziffert werden kann, weil das Aus- 
maß der Rationalisierungs- und Stillegungsmaß- 
nahmen im Bergbau nicht bekannt ist. Bei verstärk- 
ten Rationalisierungs- und Stillegungsmaßnahmen 
wird der nunmehr begünstigte Personenkreis auch 
ohne die vorgeschlagene Gesetzesänderung schon 
nach dem jetzt geltenden Recht einen Anspruch auf 
die Knappschaftsausgleichsleistungen erhalten. Wie 
die Vertreter des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung dem Ausschuß erklärten, werden 
die durch die vorgeschlagenen Änderungen in den 
kommenden Jahren entstehenden Mehraufwendun- 
gen daher weit unter der aufgestellten Maximal- 
Rechnung von 50 Mio DM bleiben. 

Durch die in Artikel 2 vorgesehenen Änderungen 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung entstehen für den Bund keine 
Mehraufwendungen. 


Bonn, den 22. Juni 1966 


Büttner 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen V/390, 
V/521 — in der anliegenden Fassung anzuneh- 
men, 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen; 
Die Bundesregierung wird ersucht, 

den Beitragssatz in der Arbeitslosenversicherung 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1966 so zu senken, 
daß die Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze 
in Verbindung mit den veränderten Leistungen 
keine Mehreinnahmen zur Vergrößerung der 
Rücklagen bei der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung bewirkt. 


Bonn, den 22. Juni 1966 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Büttner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 18. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes und des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der Fassung vom 
i. Juli 1926 (ReichsgesetzbL I S. 369), zuletzt geän- 
dert durch das Gesetz zur Sicherung des Haushalts- 
ausgleichs vom 20. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2065), wird wie folgt geändert: 

In § 98 a Abs. 1 werden 

1. die Worte „§ 49 Abs. T' durch die Worte „§ 49 
Abs. 4" ersetzt und die Worte „aus Gründen, 

die nicht in seiner Person liegen," gestrichen, 

2. der Punkt nach dem Wort „endet" durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz an- 
gefügt: 

„in den Fällen der Nummern 2 und 3 muß die 
bisherige Beschäftigung aus Gründen enden, die 
nicht in der Person des Versicherten liegen." 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. April 1957 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 321), zuletzt geändert durch das Sechste 
Änderungsgesetz zum AVAVG vom 28. Juli 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 641), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In § 74 Abs. 3 wird vor dem Wort „Knappschafts- 
rente" das Wort „Knappschaftsausgleichslei- 
stung," eingefügt. ' 

2. § 87 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für je weitere zweiundfünfzig Wochen ver- 
sicherungspflichtiger Beschäftigung innerhalb 
der letzten dreieinhalb Jahre vor der Arbeits- 
losmeldung besteht ein Anspruch für je wei- 
tere achtundsiebzig Tage." 

b) Absatz 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 85 Abs. 1 Satz 2 und 3 und § 86 sind ent- 
sprechend anzuwenden." 

c) In Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Das gleiche gilt während einer Zeit, für die 
dem Arbeitslosen ein Anspruch auf Knapp- 
schaftsausgleichsleistung zuerkannt ist." 


I 3. § 90 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 9 wird gestrichen 

b) Die Anlage zu Absatz 10 wird wie folgt ge- 
ändert: 

In der letzten Zeile der Tabelle werden die 


Worte , 
ersetzt; 

„und mehr" 

durch 

die Zahl 

„175,99^ 

die Tabelle wird wie 

folgt ergänzt: 


.176,™ 

177,99 

177 

70,80 

123,90 

178,— 

179,99 

179 

71,40 

125,40 

180,— 

181,99 

181 

72,30 

126,60 

182,— 

183,99 

183 

72,90 

128,10 

184,— 

185,99 

185 

73,50 

129,60 

186,— 

187,99 

187 

74,10 

130,80 

188,— 

189,99 

189 

75,— 

132,30 

190,— 

191,99 

191 

75,60 

133,80 

192,— 

193,99 

193 

76,20 

135,— 

194,— 

195,99 

195 

76,80 

136,50 

196,— 

197,99 

197 

77,40 

138,— 

198,— 

199,99 

199 

78,30 

139,20 

200,— 

201,99 

201 

78,90 

140,70 

202,— 

203,99 

203 

79,50 

142,20 

204,— 

205,99 

205 

80,40 

143,40 

206,— 

207,99 

207 

81,— 

144,90 

208,— 

209,99 

209 

81,60 

146,40 

210,— 

211,99 

211 

82,20 

147,60 

212,— 

213,99 

213 

83,10 

149,10 

214,— 

215,99 

215 

83,70 

150,60 

216,— 

217,99 

217 

84,30 

151,80 

218,— 

219,99 

219 

84,90 

153,30 

220,— 

221,99 

221 

85,50 

154,80 

222,— 

223,99 

223 

86,10 

156,— 

224,— 

225,99 

225 

86,70 

157,50 

226,— 

227,99 

227 

87,60 

159,— 

228,— 

229,99 

229 

88,20 

160,20 

230,— 

231,99 

231 

88,80 

161,70 

232,— 

233,99 

233 

89,40 

163,20 

234,— 

235,99 

235 

90,30 

164,40 

236,— 

237,99 

237 

90,90 

165,90 

238,— 

239,99 

239 

91,50 

167,40 

240,— 

241,99 

241 

92,10 

168,60 
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242 — 

243,99 

243 

92,70 

170,10 

die Tabelle wird 

wie folgt ergänzt: 



244,— 

245,99 

245 

93,30 

171,60 

„176,— 

177,99 

177 

57,90 

123,90 


246,— 

247,99 

247 

93,90 

172,80 

178,— 

179,99 

179 

58,50 

125,40 


248,— 

249,99 

249 

94,50 

174,30 

180,— 

181,99 

181 

59,10 

126,60 


250,— 

251,99 

251 

95,10 

175,80 

182,— 

183,99 

183 

59,70 

128,10 


252,— 

253,99 

253 

95,70 

177,— 

184,— 

185,99 

185 

60,30 

129,60 


254,— 

255,99 

255 

96,60 

178,50 

186,— 

187,99 

187 

60,60 

130,80 


256,— 

257,99 

257 

97,20 

180,— 

188,— 

189,99 

189 

61,20 

132,30 


258,— 

259,99 

259 

97,80 

181,20 

190,— 

191,99 

191 

61,80 

133,80 


260,— 

261,99 

261 

98,40 

182,70 

192,— 

193,99 

193 

62,40 

135,— 


262,— 

263,99 

263 

99,— 

184,20 

194,— 

195,99 

195 

63,— 

136,50 


264,— 

265,99 

265 

99,60 

185,40 

196,— 

197,99 

197 

63,30 

138,— 


266,— 

267,99 

267 

100,50 

186,90 

198,— 

199,99 

199 

63,90 

139,20 


268,— 

269,99 

269 

101,10 

188,40 

200,— 

201,99 

201 

64,50 

140,70 


270,— 

271,99 

271 

101,70 

189,60 

202,— 

203,99 

203 

65,10 

142,20 


272,— 

273,99 

273 

102,30 

191,10 

204,— 

205,99 

205 

65,70 

143,40 


274,— 

275,99 

275 

102,90 

192,60 

206,— 

207,99 

207 

66,30 

144,90 


276,— 

277,99 

277 

103,50 

193,80 

208,— 

209,99 

209 

66,90 

146,40 


278,— 

279,99 

279 

104,10 

195,30 

210,— 

211,99 

211 

67,20 

147,60 


280,— 

281,99 

281 

104,70 

196,80 

212,— 

213,99 

213 

67,80 

149,10 


282,— 

283,99 

283 

105,60 

198,— 

214,— 

215,99 

215 

68,40 

150,60 


284,— 

285,99 

285 

106,20 

199,50 

216,— 

217,99 

217 

69,— 

151,80 


286,— 

287,99 

287 

106,80 

201,— 

218,— 

219,99 

219 

69,30 

153,30 


288,— 

289,99 

289 

107,40 

202,20 

220,— 

221,99 

221 

69,90 

154,80 


290,— 

291,99 

291 

108,— 

203,70 

222,— 

223,99 

223 

70,50 

156,— 


292,— 

293,99 

293 

108,60 

205,20 

224,— 

225,99 

225 

71,10 

157,50 


294,— 

295,99 

295 

109,20 

206,40 

226,— 

227,99 

227 

71,70 

159,— 


296,— 

297,99 

297 

109,50 

207,90 

228,— 

229,99 

229 

72,— 

160,20 


298,— 

299,99 

299 

110,10 

209,40 

230,— 

231,99 

231 

72,60 

161,70 


300,— 

und mehr 

300 

110,70 

210,—" 

232,— 

233,99 

233 

73,20 

163,20 

4. 

§ 121 wird 

wie folgt geändert: 


234,— 

235,99 

235 

73,80 

164,40 


a) In Absatz 1 Satz 1 

werden die Worte „§ 90 

236,— 

237,99 

237 

74,40 

165,90 


Abs. 9" 

ersetzt durch 

die Worte 

„§ 164 

238,— 

239,99 

239 

75,— 

167,40 


Abs. 4". 





240,— 

241,99 

241 

75,30 

168,60 


b) Die Anlage zu Absatz 2 

wird durch 

die die- 

242,— 

243,99 

243 

75,90 

170,10 


sem Gesetz beigefügte 

„Anlage zu § 121 


Abs. T 

ersetzt. 




244,— 

245,99 

245 

76,20 

171,60 

5. 

In § 127 Abs. 1 Satz 2 

werden die Worte „und 

246,— 

247,99 

247 

76,80 

172,80 


Abs. 9" gestrichen. 




248,— 

249,99 

249 

77,40 

174,30 

6. 

Die Anlage 

i zu § 143 g Abs. 3 wird durch die 

250,— 

251,99 

251 

78,— 

175,80 


diesem Gesetz beigefügte „ 

Anlage zu 

§ 143 g 

252,— 

253,99 

253 

78,30 

177,— 


Abs. J ersetzt. 










254,— 

255,99 

255 

78,90 

178,50 

7. 

§ 148 wird 

wie folgt geändert: 











256,— 

257,99 

257 

79,50 

180,— 


a) In Absatz 1 Satz 2 

Nr. 2 

: werden die Worte 


„und 9" 

gestrichen. 




258,— 

259,99 

259 

80,10 

181,20 


b) Die Anlage zu Absatz 5 

wird wie 

folgt ge- 

260,— 

261,99 

261 

80,40 

182,70 


ändert: 





262,— 

263,99 

263 

81,— 

184,20 


In der letzten Zeile 

der 

Tabelle werden die 




Worte „ 

und mehr" 

durch die Zahl 

„175,99" 

264,— 

265,99 

265 

81,60 

185,40 


ersetzt; 





266,— 

267,99 

267 

82,20 

186,90 
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268,— 

269,99 

269 

82,50 

188,40 

270,— 

271,99 

271 

83,10 

189,60 

272,— 

273,99 

273 

83,70 

191,10 

274,— 

275,99 

275 

84,30 

192,60 

276,— 

277,99 

277 

84,60 

193,80 

278,— 

279,99 

279 

85,20 

195,30 

280,— 

281,99 

281 

85,80 

196,80 

282,— 

283,99 

283 

86,40 

198,— 

284,— 

285,99 

285 

86,70 

199,50 

286,— 

287,99 

287 

87,30 

201,— 

288,— 

289,99 

289 

87,90 

202,20 

290,— 

291,99 

291 

88,50 

203,70 

292,— 

293,99 

293 

88,80 

205,20 

294,— 

295,99 

295 

89,40 

206,40 

296 — 

297,99 

297 

89,70 

207,90 

298,— 

299,99 

299 

90,— 

209,40 

300,— 

und mehr 

300 

90,60 

210,—' 


8. § 164 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 werden 

die Zahl „750" durch die Zahl „1300", 
die Zahl „175" durch die Zahl „300" und 
die Zahl „25" durch die Zahl „43,33" 
ersetzt. 

b) Absatz 5 wird gestrichen. 

Artikel 3 

Übergangsvorschriften 

(1) § 87 Abs. 2 AVAVG in der Fassung des 
Artikels 2 Nr. 2 Buchstaben a und b ist auch in den 


Fällen anzuwenden, in denen nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes Anspruch auf Arbeitslosengeld nach 
dem vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten- 
den Recht besteht. 

(2) Die Anlage zu § 90 Abs. 10 AVAVG in der 
Fassung des Artikels 2 Nr. 3 Buchstabe b ist mit 
Beginn der Zahlwoche anzuwenden, in der die ge- 
nannte Vorschrift in Kraft tritt. 

(3) Die Anlage zu § 121 Abs. 2 AVAVG in der 
Fassung des Artikels 2 Nr. 4 Buchstabe b ist mit 
Beginn des Zahlungszeitraumes anzuwenden, in dem 
die genannte Vorschrift in Kraft tritt. 

(4) Die Anlage zu § 148 Abs. 5 AVAVG in der 
Fassung des Artikels 2 Nr. 7 Buchstabe b ist mit 
Beginn der Zahlwoche anzuwenden, in der die ge- 
nannte Vorschrift in Kraft tritt. 


Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft, Artikel 2 Nr. 3 bis 8 jedoch am 
1. Oktober 1966. 
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Anlage zu Artikel 2 Nr. 4 Buchstabe b 

(Anlage zu § 121 Abs. 2) 

(Kurzarbeitergeld) Vollohn (brutto) Kurzarbeitergeld 

nach § 121 Abs. 1 in Vomhundertsätzen 


Vollohn (brutto) | Kurzarbeitergeld Satz 1 in der des Unterschiedsbetrages 

nach § 121 Abs. 1 1 in Vomhundertsätzen Doppelwoche nach § 121 Abs. 1 


Satz 1 in der 
Doppelwoche 

1 i-.- 

des Unterschiedsbetrages 
nach § 121 Abs. 1 
in Leistungsgruppe 

von 

I bis 

DM 

- 

in 

I 

Leistungsgruppe 

II III 1 

IV 

von 

üiS 












DM i 

I 

II 

III ! 

IV 














184,00 

187,99 


49 

60 

70 

77 

32,00 

35,99 

85 

90 

90 

90 

188,00 

191,99 


49 

59 

70 

77 

36,00 

39,99 

83 

90 

90 

90 

192,00 

195,99 


49 

59 

69 

76 

40,00 

43,99 

77 

90 

90 

90 

196,00 

199,99 


49 

58 

69 

75 

44,00 

47,99 

76 

90 

90 

90 

200,00 

203,99 


49 

58 

68 

75 

48,00 

51,99 

74 

90 

90 

90 

204,00 

207,99 


48 

58 

68 

74 

52,00 

55,99 

72 

89 

89 

89 

208,00 

211,99 


48 

58 

67 

74 

56,00 

59,99 

71 

89 

89 

89 

212,00 

215,99 


48 

57 

67 

73 

60,00 

63,99 

69 

89 

89 

89 

216,00 

219,99 


48 

57 

66 

72 

64,00 

67,99 

67 

89 

89 

89 

220,00 

223,99 


48 

57 

66 

72 

68,00 

71,99 

66 

89 

89 

89 

224,00 

227,99 


48 

56 

65 

71 

72,00 

75,99 

64 

89 

89 

89 

228,00 

231,99 


48 

56 

65 

71 

76,00 

79,99 

63 

88 

89 

89 

232,00 

235,99 


47 

56 

64 

70 

80,00 

83,99 

61 

86 

89 

89 

236,00 

239,99 


47 

56 

64 

70 

84,00 

87,99 

59 

83 

89 

89 

240,00 

243,99 


47 

55 

64 

69 

88,00 

91,99 

57 

80 

89 

89 

244,00 

247,99 


47 

55 

63 

69 

92,00 

95,99 

56 

78 

88 

89 

248,00 

251,99 


47 

55 

63 

68 

96,00 

99,99 

56 

76 

87 

88 

252,00 

255,99 


47 

55 

63 

68 

100,00 

103,99 

54 

74 

85 

85 

256,00 

259,99 


47 

55 

62 

67 

104,00 

107,99 

53 

72 

83 

83 

260,00 

263,99 


47 

54 

62 

67 

108,00 

111,99 

53 

71 

80 

80 

264,00 

267,99 


47 

54 

62 

67 

112,00 

115,99 

52 

70 

79 

79 

268,00 

271,99 


47 

54 

62 

67 

116,00 

119,99 

52 

69 

78 

78 

272,00 

275,99 


47 

54 

61 

66 

120,00 

123,99 

52 

68 

78 

78 

276,00 

279,99 


46 

53 

61 

65 

124,00 

127,99 

52 

67 

78 

78 

280,00 

283,99 


46 

53 

60 

65 

128,00 

131,99 

52 

67 

78 

78 

284,00 

287,99 


46 

53 

60 

65 

132,00 

135,99 

52 

66 

78 

78 

288,00 

291,99 


46 

53 

60 

64 

136,00 

139,99 

51 

65 

78 

78 

292,00 

295,99 


46 

53 

60 

64 

140,00 

143,99 

51 

65 

78 

78 

296,00 

299,99 


46 

52 

59 

64 

144,00 

147,99 

51 

64 

78 

78 

300,00 

303,99 


46 

52 

59 

63 

148,00 

151,99 

51 

64 

77 

78 

304,00 

307,99 


46 

52 

59 

63 

152,00 

155,99 

50 

63 

76 

78 

308,00 

311,99 


46 

52 

58 

63 

156,00 

159,99 

50 

63 

75 

78 

312,00 

315,99 


46 

52 

58 

62 

160,00 

163,99 

50 

62 

75 

78 

316,00 

319,99 


46 

52 

58 

62 

164,00 

167,99 

50 

62 

74 

78 

320,00 

323,99 


46 

52 

58 

62 

168,00 

171,99 

50 

61 

73 

77 

324,00 

327,99 


46 

52 

58 

62 

172,00 

175,99 

49 

61 

72 

77 

328,00 

331,99 


46 

51 

57 

61 

176,00 

179,99 

49 

61 

72 

77 

332,00 

335,99 


45 

51 

57 

61 

180,00 

183,99 

49 

60 

71 

77 

336,00 

339,99 


45 

51 

57 

61 
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Vollohn (brutto) 
nach § 121 Abs. 1 

Satz 1 in der 
Doppelwoche 

Kurzarbeitergeld 
in Vomhundertsätzen 
des Unterschiedsbetrages 
nach § 121 Abs. 1 

Vollohn (brutto) 
nach § 121 Abs. 1 

Satz 1 in der 
Doppelwoche 

Kurzarbeitergeld 
in Vomhundertsätzen 
des Unterschiedsbetrages 
nach § 121 Abs. 1 

T J.-_ _ _ 

von 

I bis 

in 

i-iCiöLuiiy i Lippe 

von 

1 bis 

in 

i^oisiungsgruppe 


DM 

I 

II 

III 

1 IV 


DM 

I 

II 

III 

IV 

340,00 

343,99 

45 

51 

56 

61 

504,00 

507,99 

42 

46 

50 

54 

344,00 

347,99 

45 

51 

56 

61 

508,00 

511,99 

42 

46 

50 

54 

348,00 

351,99 

45 

50 

56 

61 

512,00 

515,99 

42 

46 

50 

54 

352,00 

355,99 

45 

50 

56 

61 

516,00 

519,99 

42 

46 

50 

54 

356,00 

359,99 

45 

50 

56 

61 

520,00 

523,99 

42 

46 

50 

54 

360,00 

363,99 

45 

50 

56 

61 

524,00 

527,99 

42 

46 

50 

53 

364,00 

367,99 

45 

50 

55 

61 

528,00 

531,99 

42 

46 

49 

53 

368,00 

371,99 

44 

50 

55 

61 

532,00 

535,99 

42 

46 

49 

53 

372,00 

375,99 

44 

49 

55 

60 

536,00 

539,99 

42 

46 

49 

53 

376,00 

379,99 

44 

49 

55 

60 

540,00 

543,99 

42 

46 

49 

53 

380,00 

383,99 

44 

49 

55 

60 

544,00 

547,99 

42 

45 

49 

53 

384,00 

387,99 

44 

49 

54 

60 

548,00 

551,99 

42 

45 

49 

53 

388,00 

391,99 

44 

49 

54 

59 

552,00 

555,99 

42 

45 

49 

52 

392,00 

395,99 

44 

49 

54 

59 

556,00 

559,99 

42 

45 

49 

52 

396,00 

399,99 

44 

49 

54 

59 

560,00 

563,99 

42 

45 

49 

52 

400,00 

403,99 

44 

49 

54 

59 

564,00 

567,99 

42 

45 

49 

52 

404,00 

407,99 

44 

49 

54 

58 

568,00 

571,99 

42 

45 

49 

52 

408,00 

411,99 

44 

49 

53 

58 

572,00 

575,99 

41 

45 

48 

52 

412,00 

415,99 

44 

48 

53 

58 

576,00 

579,99 

41 

45 

48 

52 

416,00 

419,99 

44 

48 

53 

58 

580,00 

583,99 

41 

45 

48 

52 

420,00 

423,99 

43 

48 

53 

58 

584,00 

587,99 

41 

45 

48 

52 

424,00 

427,99 

43 

48 

53 

58 

588,00 

591,99 

41 

45 

48 

51 

428,00 

431,99 

43 

48 

53 

57 

592,00 

595,99 

41 

44 

48 

51 

432,00 

435,99 

43 

48 

53 

57 

596,00 

599,99 

41 

44 

48 

51 

436,00 

439,99 

43 

48 

52 

57 

600,00 

603,99 

41 

44 

48 

51 

440,00 

443,99 

43 

48 

52 

57 

604,00 

607,99 

41 

44 

47 

51 

444,00 

447,99 

43 

48 

52 

57 

608,00 

611,99 

40 

44 

47 

50 

448,00 

451,99 

43 

47 

52 

56 

612,00 

615,99 

40 

43 

47 

50 

452,00 

455,99 

43 

47 

52 

56 

616,00 

619,99 

40 

43 

46 

50 

456,00 

459,99 

43 

47 

52 

56 

620,00 

623,99 

40 

43 

46 

49 

460,00 

463,99 

43 

47 

52 

56 

624,00 

627,99 

39 

43 

46 

49 

464,00 

467,99 

43 

47 

51 

56 

628,00 

631,99 

39 

42 

46 

49 

468,00 

471,99 

43 

47 

51 

56 

632,00 

635,99 

39 

42 

45 

48 

472,00 

475,99 

43 

47 

51 

55 

636,00 

639,99 

39 

42 

45 

48 

476,00 

479,99 

43 

47 

51 

55 

640,00 

643,99 

38 

42 

45 

48 

480,00 

483,99 

43 

47 

51 

55 

644,00 

647,99 

38 

41 

44 

48 

484,00 

487,99 

43 

47 

51 

55 

648,00 

651,99 

38 

41 

44 

47 

488,00 

491,99 

42 

47 

51 

55 

652,00 

655,99 

38 

41 

44 

47 

492,00 

495,99 

42 

46 

50 

55 

656,00 

659,99 

38 

41 

44 

47 

496,00 

499,99 

42 

46 

50 

54 

660,00 

663,99 

37 

40 

43 

46 

500,00 

503,99 

42 

46 

50 

54 

664,00 

und mehr 

37 

40 

43 

46 
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Das Schlechtwettergeld beträgt 


Anlage zu Artikel 2 Nr. 6 

(Anlage zu § 143 g Abs. 3) 

Schlechtwettergeld 


Das Schlechtwettergeld beträgt 


bei einem Stundenlohn 
{§ 143 g Abs. 1 Satz 2 

Nr. 1 oder Abs. 2) 

von 1 bis 

DM 

und einer 
wöchent- 
lichen 
Arbeitszeit 
(§ 143 g 
Abs. 1 

Satz 2 Nr. 2) 
von nicht 
mehr als 
. . . Stunden 

je 

Ausfall 

stunde 

DM 

1 


1 2 

3 

1,01 

1,10 

60 

0,63 

1,11 

1,20 

60 

0,65 

1,21 

1,30 

60 

0,68 

1,31 

1,40 

60 

0,71 

1,41 

1,50 

60 

0,76 

1,51 

1,60 

60 

0,80 

1,61 

1,70 

60 

0,85 

1,71 

1,80 

60 

0,88 

1,81 

1,90 

60 

0,93 

1,91 

2,00 

60 

0,97 

2,01 

2,10 

60 

1,01 

2,11 

2,20 

60 

1,06 

2,21 

2,30 

60 

1,10 

2,31 

2,40 

60 

1,14 

2,41 

2,50 

60 

1,18 

2,51 

2,60 

60 

1,22 

2,61 

2,70 

60 

1,26 

2,71 

2,80 

60 

1,30 

2,81 

2,90 

60 

1,34 

2,91 

3,00 

60 

1,39 

3,01 

3,10 

60 

1,43 

3,11 

3,20 

60 

1,47 

3,21 

3,30 

60 

1,51 

3,31 

3,40 

60 

1,55 

3,41 

3,50 

60 

1,58 

3,51 

3,60 

60 

1,63 

3,61 

3,70 

60 

1,67 

3,71 

3,80 

60 

1,70 

3,81 

3,90 

60 

1,74 

3,91 

4,00 

60 

1,78 

4,01 

4,10 

60 

1,82 

4,11 

4,20 

60 

1,86 

4,21 

4,30 

60 

1,89 

4,31 

4,40 

60 

1,93 


bei einem Stundenlohn 
(§ 143 g Abs. 1 Satz 2 

Nr. 1 oder Abs. 2) 

von 1 bis 

DM 

und einer 
wöchent- 
1 liehen 

Arbeitszeit 
(§ 143 g 
Abs. 1 

Satz 2 Nr. 2) 
von nicht 
mehr als 
. . . Stunden 

je 

Ausfall- 

stunde 

DM 


1 ! 

1 2 

1 3 

4,41 

4,50 

60 

1,96 

4,51 

4,60 

60 

2,00 

4,61 

4,70 

60 

2,04 

4,71 

4,80 

60 

2,08 

4,81 

4,90 

60 

2,11 

4,91 

5,00 

60 

2,15 

5,01 

5,10 

59 

2,19 

5,11 

5,20 

58 

2,23 

5,21 

5,30 

57 

2,26 

5,31 

5,40 

56 

2,30 

5,41 

5,50 

55 

2,33 

5,51 

5,60 

54 

2,37 

5,61 

5,70 

53 

2,41 

5,71 

5,80 

52 

2,44 

5,81 

5,90 

51 

2,48 

5,91 

6,00 

50 

2,52 

6,01 

6,20 

49 

2,57 

6,21 

6,30 

48 

2,62 

6,31 

6,40 

47 

2,66 

6,41 

6,60 

46 

2,71 

6,61 

6,80 

45 

2,78 

6,81 

6,90 

44 

2,83 

6,91 

7,10 

43 

2,88 

7,11 

7,30 

42 

2,95 

7,31 

7,40 

41 

3,00 

7,41 

7,50 

40 

3,04 

7,51 

7,70 

39 

3,12 

7,71 

7,90 

38 

3,20 

7,91 

8,20 

37 

3,29 

8,21 

8,40 

36 

3,38 

8,41 

8,60 

35 

3,48 

8,61 

8,90 

34 

3,58 

8,91 

9,10 

33 

3,69 

9,11 

9,40 

32 

3,81 

9,41 

9,70 

31 

3,93 
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Das Schlechtwettergeld beträgt 


bei einem Stundenlohn 
(§ 143 g Abs. 1 Satz 2 

Nr. 1 oder Abs. 2) 

von 1 bis 

DM 

und einer 
wöchent- 
lichen 
Arbeitszeit 
(§ 143 g 

Abs. 1 

Satz 2 Nr. 2) 
von nicht 
mehr als 
. . . Stunden 

je 

Ausfall- 

stunde 

DM 


1 

l 2 1 

1 3 

9,71 

10,00 

30 

4,06 

10,01 

10,40 

29 

4,20 

10,41 

10,80 

28 

4,35 

10,81 

11,20 

27 

4,51 

11,21 

11,60 

26 

4,68 

11,61 

und mehr 

25 

4,87 


übersteigt die nach § 143 g Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
maßgebliche wöchentliche Arbeitszeit die in Spalte 2 
der Tabelle bei dem Arbeitsentgelt nach § 143 g 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder Abs. 2 (Spalte 1) angege- 
bene wöchentliche Arbeitszeit, so ist als Schlecht- 
wettergeld nicht der für das Arbeitsentgelt vorge- 
sehene Betrag, sondern der für die maßgebliche 
wöchentliche Arbeitszeit vorgesehene höchste Be- 
trag der Tabelle zu gewähren. 
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